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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Anfrage Nr. 159 der Fraktion der SPD 
- Nr. 1861 der Drucksachen - 
Überschwemmungsschäden in Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein 


Ich beehre mid), die einzelnen Fragen wie folgt zu beantworten: 

a) Die in der Anfrage zu Ziffer 1, 2 und 3 angegebenen Tatsachen 
sind der Bundesregierung im wesentlichen bekannt. Am 29. Ja- 
nuar d. J. fand eine Besidhtigungsfahrt im Kreis Land Hadeln 
des Agrarausschusses des Landtages von Niedersachsen statt, 
an welcher ein Sachbearbeiter des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten teilgenommen hat 

b) Die Absteiiung der aufgetretenen Sdhäden ist nach Artikel 30 
des Grundgesetzes Sache der beteiligten Länder Niedersadisen 
und Schleswig-Holstein. Eine Beteiligung der Bundesregierung 
kann nur darin bestehen, daß diese den Ländern ausreichende 
Beihilfen und Darlehen zur Verfügung stellt, um Ihnen die Mög- 
lichkeit zur Erfüllung dieser wasserwirtsdhaftlichen Aufgaben zu 
geben, soweit diese über ihre eigene finanzielle Kraft hinausgehen. 

Hinsidhtlidi der Beihilfen zu wasserwirtschaftlichen Maßnahmen 
ist zu unterscheiden zwischen solchen für den reinen Küstenschutz 
und solchen für Maßnahmen im Binnenland. 

Die Maßnahmen unter Ziffer 2 der Anfrage fallen unter die 
ersteren. ln den Haushaltsplan meines Ministeriums für 1950 
konnten nur 14 Millionen DM eingesetzt werden, wovon 9,5 
Millionen DM auf das Land Schleswig-Holstein, 4,2 Millionen DM 
auf das Land Niedersachsen und 0,3 Millionen DM auf das 
Land Bremen treffen. Mit diesen Mitteln konnten die Küsten- 
schutzmaßnahmen nicht in dem wünschenswerten Maße geför- 
dert werden. 
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Die Maßnahmen unter Ziflfer 1 der Anfrage fallen unter die lezteren, 
also unter die wasserwirtschaftlichen Maßnahmen im Binnenland^ 
Für diese ist ein Betrag in den Haushaltsplan, mit der einzigen 
Ausnahme von 4 Millionen DM für das Emslandprojekt, nidit auf- 
genommen worden. Es ist daher mangels verfügbarer Mittel auch 
für die Bundesregierung nidit möglich, sich im Haushaltsjahr 1950 
an der Abstellung der unter Ziffer 1 aufgegebenen Schäden finanziell 
zu beteiligen. Der Vorfall wird neben anderen Gründen Veranlas- 
sung geben, im Haushaltsvoranschlag 1951 sowohl für reine Kusten- 
schutzmaßnahmen als audi für wasserwirtschaftliche Maßnahmen 
im Binnenland einen ausreichenden Betrag für Bundesbeihilfen 
vorzusehen. 

An Darlehen, weldie den Ländern global aus ERP- Gegenwertmitteln 
im Marshallplanjahr 1949/50 für wasserwirtschaftliche Maßnahmen 
im allgemeinen gegeben wurden, haben erhalten 

das Land Bremen 186 000 DM 

das Land Niedersachsen 9 894 000 DM 

das Land Schleswig-Holstein 5 811 000 DM. 

Außerdem haben erhalten aus dem Arbeitsbeschaffungsprogramm 
- Sdiwerpunktprogramm - 

das Land Niedersachsen 6 090 000 DM 

das Land Schleswig -Holstein 500 000 DM. 

Die Unterverteilung dieser Mittel auf die Einzelmaßnahmen er- 
folgte durch die Länder selbst. 

Zur Zeit stehen zur Hingabe weiterer Darlehen Mittel leider 
nicht zur Verfügung. 

c) Bei der Besichtigungsfahrt am 29. Januar d. J. fand eine ein- 
gehende Besprechung statt. Hierbei wurde von den Betroffenen 
in erster Linie Hilfe durch günstige steuerliche Bewertung ihrer 
Grundstücke und durch Steuerbegünstigungen allgemeiner Art 
angestrebt. Diese Frage wird beim Herrn Bundesminister der 
Finanzen geprüft. 

d) Wie unter b angegeben, ist beabsichtigt, im Haushaltsvoranschlag 
1951 einen ausreichenden Bedarf an Mitteln für Beihilfen sowohl 
zu Küstenschutzraaßnahmen als auch zu wasserwirtschaftlichen 
Maßnahmen im Binnenland anzumelden. Zur Beihilfegewährung 
für umfassende Maßnahmen, das sind solche Maßnahmen, die 
sich über mehrere Baujahre erstrecken, wird es erforderlich sein, 
die Beihilfegewährung in den entsprechenden Haushaltsjahren 
sicherzustellen. 


Dr. Niklas 



